
VERGABEVERFAHREN: WAS ZU BEACHTEN IST 

BEKANNTMACHUNGEN 
UND BEKANNTGABEN  
VON AUFTRÄGEN
Ein zentraler Schritt in vielen Vergabeverfahren ist die Bekanntmachung. Sie sorgt dafür, dass
interessierte Unternehmen von einer geplanten Ausschreibung erfahren und sich daran beteiligen
können. Dahingegen sind Bekanntgaben Mitteilungen über bereits vergebene Aufträge. Doch was 
genau muss eine Bekanntmachung enthalten, wo wird sie veröffentlicht und was für Fristen gilt
es zu beachten?

VON MAG.A ALISSIA SARAH WOLF (TIROLER GEMEINDEVERBAND) & MAG.A MAGDALENA RALSER (HEID & PARTNER)

Bekanntmachungen im 
Vergaberecht nach dem BVergG 
2018 (§§ 50 ff BVergG 2018)
Die Gemeinde hat die Bekanntma-
chungen zu veröffentlichen, indem 
sie die Metadaten der Kerndaten 
von Vergabeverfahren für den Unter-
schwellenbereich auf data.gv.at und 
für den Oberschwellenbereich zusätz-
lich auf „TED“ (Tenders Electronic 
Daily) bereitstellt und darin auf die 
Informationen gemäß Anhang VIII 
BVergG 2018 verweist. Das sind bei-
spielsweise (Achtung, keine vollstän-
dige Aufzählung!):

	˹ Name und Kontaktdaten des 
Auftraggebers (z. B. Gemeinde  
oder Gemeindeverband);

	˹ Art des Auftrags (Bauauftrag, 
Lieferauftrag oder Dienstleistungs-
auftrag);

	˹ CPV-Code Hauptteil (ein von 
der EU entwickeltes achtstelliges 
Klassifikationssystem, das Liefer-, 
Dienstleistungs- und Bauaufträge in 
öffentlichen Ausschreibungen EU-
weit einheitlich beschreibt);

	˹ Beschreibung der Leistung, also 
was konkret beschafft werden soll;

	˹ Ort der Leistungserbringung;
	˹ Vergabeverfahren, das angewen-
det wird (z. B. Direktvergabe mit 
Bekanntmachung, offenes Verfah-
ren usw.)

	˹ Zuschlagskriterien, nach denen das 
beste Angebot ausgewählt wird;

	˹ Teilnahme- oder Eignungskriterien 
für Unternehmen;

	˹ Fristen, insbesondere für die 
Abgabe von Angeboten oder Teil-
nahmeanträgen.

 
Diese Informationen bilden gewisser
maßen die „Visitenkarte“ der Aus-
schreibung. Sie sollen klar, ver-
ständlich und vollständig sein. Eine 
unkorrekte Bekanntmachung kann 
sogar zur Aufhebung des gesamten 
Vergabeverfahrens führen.

Wo und wie wird eine 
Ausschreibung veröffentlicht?
Bei Vergabeverfahren mit vorheriger 
Bekanntmachung sind die Ausschrei-
bungsunterlagen auf elektronischem 
Weg kostenlos, direkt, uneinge-
schränkt und vollständig zur Verfü-
gung zu stellen (§ 89 Abs 1 BVergG 
2018). 

Bei Aufträgen unterhalb der EU-
Schwellenwerte (Unterschwellen-
bereich) erfolgt die Veröffentlichung 
in Österreich über Open Government 
Data. Dafür werden die Metadaten 
der Kerndaten von Vergabeverfahren 
auf data.gv.at gestellt. In der Praxis 
werden dafür in der Regel Beschaf-
fungsplattformen genutzt, die eine 
Schnittstelle zu data.gv.at herstellen 
(z. B. ANKÖ, ausschreibung.at, Vemap 
etc.). 

Bei Aufträgen oberhalb der EU-
Schwellenwerte (Oberschwellen-
bereich) wird die Bekanntmachung 
zusätzlich im europäischen Amts-
blatt veröffentlicht. Technisch erfolgt 
dies über die europäische Vergabe-
plattform „TED“ (Tenders Electronic 
Daily) mittels Standardformularen. 
Ziel ist es, Unternehmen im gesamten 
europäischen Binnenmarkt über die 
Ausschreibung zu informieren.
Neu: Seit 1. März 2026 muss bei der 
Direktvergabe mit vorheriger Bekannt-
machung die Bekanntmachung EU-
weit erfolgen, wenn ein grenzüber-
schreitendes Interesse gegeben ist! 

  T
IR

O
L.

K
O

M
M

U
N

A
L 

M
A

I 
2

0
2

6
  

-26-



Bekanntgaben im Vergaberecht 
nach dem BVergG 2018 (§§ 61 und 
62 BVergG 2018)
Neben der Bekanntmachung als „Start-
signal“ eines Vergabeverfahrens spielen 
auch Bekanntgaben eine zentrale Rolle 
in Verfahren im Oberschwellenbereich. 
Die Gemeinde hat nach Durchführung 
eines entsprechenden Vergabeverfah-
rens jeden vergebenen Auftrag, jede 
abgeschlossene Rahmenvereinbarung 
und das Ergebnis jedes Ideenwettbe-
werbes bekannt zu geben, indem sie 
die Metadaten der Kerndaten von Ver-
gabeverfahren auf data.gv.at und auf 
TED bereitstellt und darin auf die Infor-
mationen gemäß Anhang VIII verweist. 
Das sind insbesondere (Achtung, keine 
vollständige Aufzählung!):  

	˹ Name des Auftraggebers und des 
Auftragnehmers;

	˹ Stammzahl des Auftraggebers und 
Geschäftszahl des Vergabeverfah-
rens;

	˹ Angabe, ob der geschätzte Auf-
tragswert im Ober- oder im Unter-
schwellenbereich lag;

	˹ Art des Auftrages (Bau-, Liefer- 
oder Dienstleistungsauftrag) sowie 
Verfahrensart;

	˹ Bezeichnung und Beschreibung des 
Auftrages sowie des Auftragswertes 
(netto);

	˹ Tag des Vertragsabschlusses sowie 
Laufzeit des Vertrages bzw. voraus-
sichtlicher Erfüllungszeitpunkt;

	˹ Anzahl der eingegangenen Ange-
bote.

Leistungsabrufe ab einem geschätz-
ten Auftragswert von 50.000 Euro, 
die auf Rahmenvereinbarungen im 
Oberschwellenbereich gestützt sind, 
sind national bekannt zu machen. Ab 
Oktober ist darüber hinaus zusätz-
lich eine EU‑weite Bekanntgabe 
dieser Leistungsabrufe erforderlich. 
Vergebene Aufträge im Unterschwel-
lenbereich mit einem Auftragswert 

ab 50.000 Euro sind nur von jenen 
Auftraggebern bekannt zu geben, die 
dem Vollziehungsbereich des Bundes 
zuzuordnen sind.

Fristen und ihre Bedeutung
Ein zentrales Element jeder Bekannt-
machung sind die Fristen. Die 
Gemeinde hat diese so zu bemessen 
und festzusetzen, dass den Unterneh-
mern ausreichend Zeit für die Vor-
nahme der notwendigen Handlungen 
bleibt.

Achtung: Die Judikatur ist bei ver-
späteten Teilnahmeanträgen und ver-
späteten Angeboten sehr streng, diese 
dürfen keinesfalls geöffnet (außer zur 
Feststellung der Bieteridentität erfor-
derlich) und berücksichtigt werden. 
Bei elektronischen Vergabeverfahren 
sind die Plattformen regelmäßig so 
programmiert, dass mit Ablauf der 
Frist nichts mehr hochgeladen werden 
kann.
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Die wichtigsten Fristen in einem Ver-
gabeverfahren sind:

Teilnahmeantragsfrist (§ 70 bzw. 75 
BvergG 2018; 1. Stufe von mehrstu-
figen Verfahren): Beim nicht offenen 
Verfahren mit vorheriger Bekannt-
machung, beim Verhandlungsverfah-
ren mit vorheriger Bekanntmachung, 
beim wettbewerblichen Dialog und 
beim dynamischen Beschaffungssys-
tem beträgt die vom öffentlichen Auf-
traggeber festzusetzende Teilnahme
antragsfrist im Unterschwellenbereich 
(USB) 14 Tage sowie im Oberschwel-
lenbereich (OSB) 30 Tage. Innerhalb 
dieser Zeit können sich Unternehmen 
um die Teilnahme am Vergabever-
fahren bewerben. Im OSB beginnt die 
Frist mit dem Tag der Absendung der 
Bekanntmachung an die EU, im USB 
mit der erstmaligen Verfügbarkeit  
der nationalen Bekanntmachung 
(data.gv.at).

Angebotsfrist (§ 71 bzw. 76 BVergG 
2018): Dabei handelt es sich um den 
Zeitraum, innerhalb welchem das 
Angebot bei der Gemeinde einlangen 
muss. Beim offenen Verfahren beträgt 
die Angebotsfrist mindestens 30 Tage 
im OSB und mindestens 20 Tage im 
USB. Beim nicht offenen Verfahren 
und beim Verhandlungsverfahren mit 
vorheriger Bekanntmachung beträgt 
die vom öffentlichen Auftraggeber 
festzusetzende Angebotsfrist mindes-
tens zehn Tage, sowohl im OSB als 
auch im USB.

Zuschlagsfrist (§ 131 BVergG 2018): 
Die Zuschlagsfrist beginnt mit dem 
Ablauf der Angebotsfrist. Innerhalb 
dieser Frist ist der Bieter an sein 
Angebot gebunden. Sie ist kurz zu 
halten und darf fünf Monate nicht 
überschreiten. In Ausnahmefällen 
darf die Zuschlagsfrist bis zu sie-
ben Monate dauern, dies muss aber 

bereits in der Ausschreibung angege-
ben werden. Ist in der Ausschreibung 
gar keine Zuschlagsfrist angegeben, 
so beträgt sie ein Monat.

Stillhaltefrist (§ 144 BVergG 2018): 
Nachdem mitgeteilt wurde, welchem 
Bieter der Zuschlag erteilt werden 
soll, beginnt die Stillhaltefrist. Bei 
elektronischen Vergabeverfahren 
beträgt diese zehn Tage, ansonsten 
15 Tage. In dieser Zeit darf der Auf-
traggeber den Zuschlag nicht ertei-
len, damit ein unterlegener Bieter 
die Zuschlagsentscheidung durch ein 
Vergabekontrollgericht prüfen lassen 
kann, bevor ein Vertrag abgeschlossen 
wird. 

Besonderheiten der Direktvergabe 
und Direktvergabe mit vorheriger 
Bekanntmachung: Bei diesen  
beiden Verfahren gibt es keine  
Stillhaltefrist. •

FRIST USB OSB BESONDERHEITEN

Teilnahmeantragsfrist 14 Tage 30 Tage Beginn: USB > Verfügbarkeit Bekanntmachung;  
OSB > Absendung Bekanntmachung

Angebotsfrist (offenes Verfahren) mind. 20 Tage mind. 30 Tage Mindestfristen-Verlängerung in besonderen 
Fällen siehe § 71 Abs 5 bis 6 BVergG 2018

Angebotsfrist (nicht offenes/Ver-
handlungsverfahren)

mind. 10 Tage mind. 10 Tage Vom AG festzusetzen

Zuschlagsfrist max. 5 Monate max. 5 Monate Bis sieben Monate mit Begründung; wurde keine 
Frist angegeben: ein Monat

Stillhaltefrist 10 / 15 Tage 10 / 15 Tage Beginn mit Bekanntgabe Zuschlagsentscheidung

FRISTEN IM VERGABEVERFAHREN
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